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Im Elsass pflegt der Einzelhandel noch den Winterschlussverkauf
Die Zeit der heruntergesetzten Preise hat auf der anderen Rheinseite am Mittwoch begonnen / Rabatte von bis zu 50 Prozent sind möglich

Vo n u n s e r e r Ko r r e s p o n d e n t i n

B ä r b e l Nü c k l e s

STRASSBURG/MULHOUSE. Am ersten
Tag ist der große Ansturm ausgeblieben.
Trotz hoher Rabatte, trotz früherer Öff-
nungszeiten hatten jene, die Punkt acht
Uhr an einer Ladentür standen, zum Start
des Winterschlussverkaufs Ruhe, Zeit
und Auswahl. Traditionell beginnt der
Winterschlussverkauf in allen französi-
schen Regionen am zweiten Mittwoch im
Januar. Besonders wichtig – auch für die
Stimmung der Einzelhändler – ist das
erste Wochenende der „Soldes“, wie der

Schlussverkauf in Frankreich heißt. „Da-
mit die Kunden auf ihre Kosten kommen,
lassen wir die Weihnachtsbeleuchtung
bis nach dem Wochenende hängen“, sagt
der Generaldirektor des Straßburger Ein-
zelhandelsverbandes, Vitrines de Stras-
bourg, Pierre Bardet. Rechts des Rheins
haben sich die europäischen Nachbarn
vom staatlich reglementierten Schluss-
verkauf längst verabschiedet, in Frank-
reich hält man zweimal im Jahr daran fest.

Alles muss raus und damit sind nicht
nur wie es in Deutschland früher üblich
war, Bekleidung und Schuhe gemeint,
sondern auch Waschmaschinen, Fernse-

her und feines Porzellan. Bei 30 Prozent
beginnen die Rabatte und mit Glück las-
sen sich Lieblingsstücke zu 50 Prozent
des Ausgangspreises und weniger ergat-
tern. Nur die feinen Boutiquen wie Gucci
und Louis Vuitton in der Straßburger Rue
de la Mésange halten nichts von der Ra-
battschlacht.

Das Interesse am Ausverkauf scheint
trotz schlechtem Auftakt in diesem Jahr
ungebrochen. Sieben von zehn Franzo-
sen geben an, sie würden die Gelegenheit
für Billigkäufe nutzen. Viele warten aller-
dings die zweite und dritte Stufe des
Schlussverkaufs ab: Im Abstand von je-

weils zwei Wochen bis Mitte Februar stei-
gern die Händler üblicherweise ihre
Nachlässe, auch mit der Zahl der gekauf-
ten Stücke. Während die Läden in den Ta-
gen vor dem Schlussverkauf schließen,
und die Ware neu etikettieren, ist vieler-
orts längst Reduziertes an den Kunden
oder die Kundin gelangt. Das staatlich
festgelegte Schlussverkaufsdatum hin-
dert die Händler nicht daran, einem aus-
gewählten Kundenkreis bereits vor Be-
ginn auf Einladung Rabatte zu gewähren.
Ventes privées (Privatverkauf) nennt sich,
womit der eigentliche Schlussverkauf auf-
geweicht wurde.

Pierre Bardet bleibt bei seiner Position:
„Der Schlussverkauf ist für den Kunden
ein Ereignis.“ Konkurrenz aus dem Nach-
barland – die badischen Nachbarstädte,
wo der alte Schlussverkauf abgeschafft ist,
nach den Feiertagen dennoch kräftig re-
duziert wird – fürchtet er nicht. Anders
seinen Kollegen in Mulhouse. Dort will
der Einzelhandel gemeinsam mit der In-
dustrie- und Handelskammer einen frü-
heren Beginn für die Rabatte durchsetzen
– um der schweizerischen Konkurrenz zu
trotzen. Dort hat der Ansturm auf
Schnäppchen schon im Dezember begon-
nen hat.

„Das ist schlichter Kapitalismus“
Arbeitnehmervertreter werfen kirchlichen Wohlfahrtsverbänden Lohndrückerei vor / Diese verweisen auf den harten Wettbewerb

Vo n u n s e r e m R e d a k t e u r

Ro n n y G e r t B ü rc k h o l d t

FREIBURG. Billiglöhne, Kapitalismus,
wie bei Schlecker – Arbeitnehmerver-
treter kritisieren die Lohnpolitik von
Caritas und Diakonie scharfen. Die Ar-
beitgeber weisen den Vorwurf entwe-
der zurück oder verweisen auf den wirt-
schaftlichen Druck. Was den Streit kom-
pliziert macht, ist die Tatsache, dass
mehrere Tarifverträge nebeneinander
gelten – und die Frage schwer zu beant-
worten ist, wann ein Lohn gerecht ist.

Günter Däggelmann sagt: „Was die Löhne
bei der Caritas betrifft, so ist eine Spirale
nach unten in Gang gekommen.“ Der Et-
tenheimer ist Vorsitzender jener Dachor-
ganisation, die die Interessen der bundes-
weit 500000 Beschäftigten der Caritas
vertritt, sozusagen der oberste Betriebs-
rat. Er sagt, mancherorts herrschten Zu-
stände wie unlängst bei Schlecker. Er be-
zieht sich auf den gescheiterten Versuch
des Discounters, die Löhne seiner Be-
schäftigten zu drücken. Schlecker lagerte
Mitarbeiter in eine Leiharbeitsfirma aus,
die mit Schlecker verflochten war. Die Be-
troffenen wurden vor die Wahl gestellt:
Job weg oder die gleiche Arbeit zu
schlechteren Konditionen. Däggelmann
sagt: „Bei Schlecker war zwar das Lohnni-
veau niedriger, aber im Prinzip macht die
Caritas vielerorts das gleiche.“

Sein Vorwurf: Schätzungsweise 20000
der 500000 Mitarbeiter in Einrichtun-
gen der Caritas sind in Service-GmbHs
ausgelagert worden – vor allem in Nord-
rhein-Westfalen, aber auch andernorts.
Die Service-GmbHs wenden andere Tarif-
verträge an, etwa jenen, den die Gewerk-
schaft Nahrung-Genuss-Gaststätten mit
dem Hotel- und Gaststättenverband De-
hoga abgeschlossen hat. „Für zahlreiche
Beschäftigte der Caritas bedeutet dies 15

Prozent weniger Lohn. Oft fällt auch die
betriebliche Altersvorsorge weg – dann
sind es 20 Prozent“, sagt Däggelmann.
„In vielen Diözesen unternehmen die Bi-
schöfe nichts dagegen.“ Betroffen seien
vor allem Beschäftigte, die einfache Ar-
beit erledigen – etwa Wäsche waschen.

Rolf Lodde, der die Arbeitgeber in der
Arbeitsrechtlichen Kommission der Cari-
tas vertritt, sagt: „Die Zahl 20000 kann
ich nicht bestätigen. Es ist aber gar keine
Frage, dass es so etwas gibt.“ Es sei das Be-
streben der Caritas, dass alle Einrichtun-
gen ihre Mitarbeiter auf Basis der Arbeits-
vertragsrichtlinien (AVR) entlohnen, die
Arbeitgeber und -nehmer in der Kommis-
sion aushandeln. „Aber wir haben keine
Mittel, dies zu erzwingen.“ Man darf sich
die Caritas nicht wie ein Konzern vorstel-
len, in dem oben entschieden und unten
ausgeführt wird. Die Caritas besteht wie
ihr evangelischen Pendent, die Diakonie,
aus vielen einzelnen Einrichtungen, die
weitgehend selbstständig entscheiden. Es
werde zwar diskutiert, ob man Einrich-
tungen, die davon abweichen, aus dem
Caritasverband ausschließen könne. „Ei-
ne Lösung zeichnet sich aber nicht ab.“

Lodde verweist auf den wirtschaftli-
chen Druck, dem viele Einrichtungen
und Träger der Caritas unterliegen. Priva-
te Firmen buhlten mit niedrigeren Löhne
um Aufträge des Staates – und dieser ach-
te sehr auf den Preis. „Wenn zum Beispiel
ein privater Konkurrent einen Auftrag der
Arbeitsagentur nur bekommt, weil er
niedrigere Löhne zahlt, dann sind bei der
Caritas Arbeitsplätze in Gefahr.“ Einige
Caritas-Einrichtungen wüssten sich nicht
mehr anders zu helfen, als mit Lohnsen-
kungen zu reagieren – auch wenn das kei-
nem bei der Caritas gefallen könne.

Auch bei der evangelischen Diakonie,
hierzulande mit 435000 Festangestellten
wie die Caritas einer der größten Arbeit-
geber, gibt es Kritik an der Lohnpolitik.

„Der Druck des Marktes wird an die Be-
schäftigten weitergegeben. Das ist
schlichter Kapitalismus – wie in der In-
dustrie. Die Vertreter der Diakonie kön-
nen nicht gleichzeitig behaupten, die Gu-
ten zu sein“, sagt Wolfgang Lindenmaier,
der die Arbeitnehmer der Diakonie in
Württemberg vertritt. Wie bei der Caritas
konkurrieren bei der Diakonie mehrere
Tarifverträge. Einige Pflege- und Alten-
heime richten sich nach dem Tarifvertrag
für den öffentlichen Dienst (TVöD), ande-
re nach regional gültigen AVR, wieder an-
dere nach bundesweit gültigen AVR. Lin-
denmaier beschwert sich darüber, dass
Hunderte Mitarbeiter der Diakonie in
Württemberg nicht mehr nach dem regio-
nalen, sondern dem bundesweiten AVR
entlohnt würden. Dieser sehe in einigen
Tarifgruppen zehn Prozent weniger Lohn
bei gleicher Arbeit vor. Die Arbeitgeber
halten diese Zahl für zu hoch gegriffen.
Die Diakonie in Württemberg beschäftigt
45000 Menschen. „Davon sind etwa
1800 von Auslagerungen betroffen“, sagt
Lindenmaier – also jeder 25..

–
„Wir schneiden uns ins
eigene Fleisch.“
Wolfgang Lindenmaier vertritt die
Arbeitnehmer der Diakonie.
–

Eine weitere Methode, die Lindenmai-
er missfällt: „Mitarbeiter werden bei der
Einrichtung A angestellt, arbeiten aber in
der Einrichtung B, wo eigentlich höhere
Löhne gezahlt werden müssten.“ „Da-
seinsvorsorge kostet Geld“, betont er.
„Wenn wir aber dauerhaft beweisen, dass
es immer billiger und billiger geht, dann
sagt der Staat: Warum sollen wir mehr
Geld für die Leistungen der Wohlfahrts-
verbände ausgeben? Wir schneiden uns
ins eigene Fleisch.“ Daniel Wenk, Vertre-

ter der Beschäftigten bei der Diakonie in
Baden, sagt: „Unser Ziel ist, dass für alle
Beschäftigten der Diakonie wieder der
TVöD gilt.“

Johannes Stockmeier von der Diakonie
hält dagegen: „Wir sind gegen Lohndum-
ping und für die tarifgebundene Entloh-
nung der Beschäftigten. Wir können ja
nicht Anwalt der Armen und gegen prekä-
re Beschäftigung sein und auf der anderen
Seite diese Strukturen fördern.“ Indirekt
räumt er aber Missstände ein: „Für Baden
trifft die Kritik sicher nicht zu, in anderen
Teilen der Republik sieht das da und dort
anders aus.“ Stockmeier steht bis zum
heutigen Samstag an der Spitze des Diako-
nischen Werks Baden. Er wechselt nun
auf den Chefposten der Diakonie der
Evangelischen Kirche in Deutschland.
Zur Kritik der Arbeitnehmervertreter
sagt er: „Die Aussagen, wonach der TVöD
das gelobte Land ist und danach kommt
nur noch Wüste, ist unhaltbar. Der AVR
garantiert einen gerechten Lohn.“

Das Problem der Kirchenmitarbeiter
ist, dass sie ihrer Kritik kaum Taten folgen
lassen können. Sie dürfen nicht streiken.
Das Landesarbeitsgerichts Hamm ent-
schied am Donnerstag: Streiks sind in
kirchlichen Einrichtungen nicht generell
unzulässig (Az: 8 Sa 788/10). Ein gene-
relles Streikverbot sei unverhältnismä-
ßig. Beschäftigte in Krankenhausküchen
leisteten nicht unbedingt einen Dienst
am Nächsten nach christlicher Überzeu-
gung. Eine Entscheidung, ob Mitarbeiter
kirchlicher Einrichtungen bessere Ar-
beitsbedingungen erkämpfen dürfen,
wird wohl erst vor dem Bundesarbeitsge-
richt oder dem Bundesverfassungsgericht
fallen. Bis dahin dürfte es nicht einfach
sein, dem Rat von Daniel Wenk zu folgen,
dem Vertreter der Beschäftigten der Dia-
konie in Baden: „Die Mitarbeiter müssen
sich stärker dafür einsetzen, dass sich et-
was in ihrem Sinne verändert.“

Deutsche weiter
Reiseweltmeister
60 Milliarden für den Urlaub

STUTTGART (bö). Den Titel des Export-
weltmeisters mögen die Deutschen an
China abgegeben haben. Den des Reise-
weltmeisters hingegen nimmt ihnen so
schnell keiner: Auch 2010 wurden touris-
tische Rekorde gebrochen. Die Reiseaus-
gaben der Bundesbürger stiegen um drei
Prozent auf fast 60 Milliarden Euro, nicht
zuletzt wegen der deutlich spendableren
Geschäftsreisenden. Das hat die Com-
merzbank pünktlich zum Auftakt der Rei-
semesse CMT in Stuttgart errechnet.
Weltweit erwarten die Fachleute in die-
sem Jahr ein Wachstum von vier Prozent –
es kommt vor allem aus den BRIC-Staa-
ten, also Brasilien, Indien, China und
Russland, die nicht länger nur Reiseziele
sind. Der wachsende Wohlstand eines
Teils der Bevölkerung sorgt für steigende
Ausgaben für Reisen.

USA rechnen mit
höherem Wachstum
WASHINGTON (dpa). Nach langer Durst-
strecke erwarten die USA, dass dass die
Konjunktur in diesem Jahr endlich in
Fahrt kommt. Bis zu vier Prozent Wachs-
tum sagt Zentralbankchef Ben Bernanke
voraus. Allerdings gibt es auch bei den
Preisen einen ersten, leichten Aufwärts-
trend: Im Monatsvergleich kletterten die
Verbraucherpreise im Dezember um 0,5
Prozent. Es sei vernünftig, drei bis vier
Prozent Wachstum in diesem Jahr einzu-
planen, sagte Zentralbankchef Bernanke
am Freitag in Washington. Allerdings ver-
suchte er zugleich, allzu hohe Erwartun-
gen zu dämpfen. Im Kampf gegen die ho-
he Arbeitslosigkeit gehe es nicht so
schnell voran wie bei der Konjunktur. Das
erwartete Wachstum reiche vermutlich
nicht aus, die derzeitige Arbeitslosenrate
von 9,4 Prozent drastisch zu senken, sag-
te der Notenbankchef.
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Das Mittelmeer – hier auf Zypern – ist die liebste Urlaubsregion der Deutschen im Ausland, egal ob in Spanien, Italien, der Türkei, Frankreich. F O T O : P R O M O




